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1 Verfahrensvermerke 

Aufstellungsbeschluss (§ 2 (1) BauGB)       am 16.02.2018 

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses (§ 2 (1) BauGB) am 25.09.2020 

Billigung des Bebauungsplanentwurfes und Beschluss über am 25.09.2020 
öffentliche Auslegung (§ 3 (2) BauGB) 

Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung (§ 3 (2) BauGB) am 16.10.2020 

Öffentliche Auslegung (§ 3 (2) BauGB) vom 26.10.2020 bis 27.11.2020 

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger vom 26.10.2020 bis 27.11.2020 
öffentlicher Belange (§ 4 (2) BauGB) 

Beschluss über Bedenken und Anregungen (§ 3 (2) BauGB) am 16.09.2021 

Billigung des geänderten Bebauungsplanentwurfes und  am 16.09.2021 
Beschluss über beschränkte erneute öffentliche Auslegung  
(§§ 3 (2) i.V.m. 4a (3) BauGB) 

Bekanntmachung der beschränkten erneuten  am 24.09.2021 
öffentlichen Auslegung (§§ 3 (2) i.V.m. 4a (3) BauGB) 

Beschränkte erneute öffentliche Auslegung                                  vom 04.10.2021  bis 05.11.2021 
(§§ 3 (2) i.V.m. 4a (3) BauGB) 

Beschränkte erneute Beteiligung der Behörden                            vom 04.10.2021 bis 05.11.2021 
und sonstiger Träger öffentlicher Belange  
(§§ 4 (2) i.V.m. 4a (3) BauGB) 

Beschluss über Bedenken und Anregungen (§ 3 (2) BauGB) am 21.10.2022 

Billigung des geänderten Bebauungsplanentwurfes  am 21.10.2022 
und Beschluss über erneute öffentliche Auslegung  
(§ 3 (2) BauGB i.V.m. 4a (3) BauGB) 

Bekanntmachung der erneuten öffentlichen am 11.11.2022 
Auslegung (§ 3 (2) BauGB i.V.m. 4a (3) BauGB)  

Erneute öffentliche Auslegung vom 21.11.2022 bis 22.12.2022 
(§ 3 (2) BauGB i.V.m. 4a (3) BauGB)  

Erneute Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger vom 21.11.2022 bis 22.12.2022 
öffentlicher Belange (§ 4 (2) BauGB i.V.m. 4a (3) BauGB) 

Beschluss über Bedenken und Anregungen (§ 3 (2) BauGB) am 

Satzungsbeschluss (§ 10 (1) BauGB) am 

 
 
Ausfertigung: Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Planes sowie die schriftlichen  

Festsetzungen mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des Gemeinderates der Stadt 
Meßstetten übereinstimmen. 

Stadt Meßstetten, den   
 Frank Schroft 
 Bürgermeister 
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Genehmigung durch das Landratsamt Zollernalbkreis (§ 10 (2) BauGB) entfällt aufgrund des  
beschleunigten Verfahrens nach § 13a BauGB 
 

Bekanntmachung und Inkrafttreten (§ 10 (3) BauGB) am  

Stadt Meßstetten, den   
 Frank Schroft 
 Bürgermeister 
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2 Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017  

(BGBl. I 2017, 3634), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26.04.2022 (I 674) und zuletzt 

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20.07.2022 (I 1353) geändert worden ist (textlich nachge-

wiesen, dokumentarisch noch nicht abschließend bearbeitet). 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 

(BGBl. I 2017, 3786), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (I 1802) geändert 

worden ist. 

Landesbauordnung (LBO) für Baden-Württemberg in der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. 

2010, 357, 358, ber S. 416), letzte berücksichtigte Änderung: §§ 46, 73 und 73a geändert 

durch Artikel 27 der Verordnung vom 21. Dezember 2021 (GBl. 2022 S. 1, 4) 

Planzeichenverordnung (PlanzV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1990 

(BGBl. I 1991, 58), die durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (I 1802) geändert wor-

den ist.  

Gemeindeordnung (GemO) für Baden-Württemberg in der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. 

2000, 581, ber. S. 698), letzte berücksichtigte Änderung: §§ 5 und 102a geändert durch Arti-

kel 2 des Gesetzes vom 2. Dezember 2020 (GBl. S. 1095, 1098). 

 

3 Planungsrechtliche Festsetzungen § 9 BauGB und §§ 1-23 BauNVO 

Die 9. Änderung des Bebauungsplanes umfasst nur einen ca. 0,2 ha großen Teilbereich des 
rechtskräftigen am 12. Januar 1970 vom Landratsamt genehmigten Bebauungsplanes „Am 
Berg, Lautlinger Weg, Hinter dem Berg“. Da die Bebauungsplanänderung ausschließlich für 
das Grundstück Flst Nr. 4873 gilt und eine Änderung der Nutzungsart vorsieht, werden für 
diesen Teilbereich eigenständige Festsetzungen festgeschrieben, die bei der Planung zwin-
gend zu berücksichtigen sind.  
 

Für die bauliche Nutzung der im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes liegenden 

Grundstücke werden nach § 9 Absatz 1 und 1a BauGB folgende und im Plan dargestellte 

planungsrechtlichen Festsetzungen getroffen: 

 

1. Art der baulichen Nutzung § 9 Abs.1 Nr.1 BauGB; §§ 1-11 BauNVO) 

WR     Reines Wohngebiet (§ 3 BauNVO) 

Im Reinen Wohngebiet sind gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 1, 2 und Abs. 4 BauNVO folgende Nut-

zungen zulässig:  

• Wohngebäude, inklusive Wohngebäude, die ganz oder teilweise der Betreuung und 

Pflege ihrer Bewohner dienen 

• Anlagen zur Kinderbetreuung, die den Bedürfnissen der Bewohner des Gebiets die-

nen. 

Gemäß § 3 Abs. 3 Nr. 1 und 2 BauNVO können im Reinen Wohngebiet  
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• Läden und nicht störende Handwerksbetriebe, die zur Deckung des täglichen Bedarfs 

für die Bewohner des Gebiets dienen, sowie kleine Betriebe des Beherbergungsge-

werbes, 

• sonstige Anlagen für soziale Zwecke sowie den Bedürfnissen der Bewohner des Ge-

biets dienende Anlagen für kirchliche, kulturelle, gesundheitliche und sportliche Zwe-

cke. 

ausnahmsweise zugelassen werden.  

 

2. Maß der baulichen Nutzung § 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB und § 16 BauNVO 

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sind entsprechend dem Planeintrag 

Höchstwerte. 

2.1 Grundflächenzahl § 19 BauNVO 

Die Grundflächenzahl wird mit 0,4 festgesetzt. 

2.2 Vollgeschoss § 18 BauNVO 

Die Zahl der Vollgeschosse wird mit II festgesetzt. 

2.3 Höhe der baulichen Anlagen § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO 

Die maximal zulässige Höhe der Gebäude beträgt 8,50 m. 

Diese bemisst sich ab Rohfußbodenhöhe des Erdgeschosses (EFH) und dem höchsten äußeren Punkt der 

Dachkonstruktion. 

Der Erdgeschossrohfußboden darf max. 1,00 m über der Oberfläche des zur Gebäudemitte am nächstgele-

genen Mittelpunktes der Erschließungsstraße liegen. 

 

3. Bauweise § 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB und § 22 Abs. 4 BauNVO 

Es ist eine offene Bauweise festgesetzt. 

 

4. Baugrenzen § 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB und § 23 Abs. 3 BauNVO 

Die überbaubaren Grundstücksflächen nach § 23 Abs. 3 BauNVO werden entsprechend den 

Eintragungen in der Planzeichnung als Baugrenzen festgesetzt.  

Ein geringfügiges Überschreiten der Baugrenzen durch untergeordnete Gebäudeteile, wie 

Vorbauten, Dachvorsprünge, Eingangsüberdachungen oder Balkone ist bis zu 1,00 m zuläs-

sig. 

 

5. Größe der Baugrundstücke § 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB 

Die Baugrundstücke dürfen eine Größe von jeweils 350 m² nicht unterschreiten und 600 m² 

nicht überschreiten.  

 

 



6 

6. Stellplätze und Garagen § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB und §12 BauNVO 

Nicht überdachte Stellplätze sind auch in den nicht überbaubaren Flächen zugelassen.  

Garagen und Carports dürfen unter Einhaltung der Abstandsvorschriften und der übrigen 

Festsetzungen des Bebauungsplanes ausschließlich innerhalb der überbaubaren Flächen 

errichtet werden. Werden Garagen nicht im Hauptgebäude ein- oder angebaut, sind sie 

senkrecht oder parallel zur Straße zu erstellen.  

Ein Stauraum von mind. 5,00 m Länge vor der Garage muss gewährleistet sein. Abweichend 

von dieser Vorschrift kann die Stauraumlänge bei Carports bis auf 3 m unterschritten wer-

den. Dasselbe gilt bei Garagen, wenn ein elektrischer Garagentoröffner eingebaut wird. 

Als Grenzbauten müssen Garagen im geschlossenen Baukörper und in Form und Farbe 

einheitlich mit der Nachbargarage erstellt werden. 

 

7. Nebenanlagen § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB und § 14 BauNVO 

Nebenanlagen nach § 14 Abs. 1 und 2 BauNVO sind zugelassen. 

Pro Baugrundstück sind Nebenanlagen mit insgesamt maximal 40 m³ umbautem Raum zu-

lässig. 

 

8. Von der Bebauung freizuhaltende Flächen und ihre Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr. 10 

BauGB und Abs. 6 BauGB) 

Innerhalb des Pflanzgebots 2 (PFG 2) sind Zufahrten so anzulegen, dass ausreichende 

Sichtverhältnisse in den Verkehrsraum gegeben sind.  

Im Kurvenverlauf ist ein Sichtfeld entsprechend den vorgegebenen Abmessungen zwischen 

0,80 m und 2,50 m Höhe von ständigen Sichthindernissen, parkenden Fahrzeugen, Zäunen 

und sichtbehinderndem Bewuchs auf Dauer freizuhalten. 

 

9. Verkehrsflächen § 9 Abs.1 Nr. 11 BauGB 

Die Verkehrsflächen ergeben sich aus der Darstellung in der Planzeichnung. 

 

10. Versorgungsanlagen und Versorgungsleitungen § 9 Abs.1 Nr. 13 BauGB 

Leitungen sind unterirdisch zu verlegen. 

Kabelverteilerschränke sind auf Privatgrundstücken in einem Streifen von 0,50 m entlang 

öffentlicher Verkehrsflächen zu dulden. 

 

11. Beseitigung des Niederschlagswassers § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB 

Das unverschmutzte Niederschlagswasser von Dach- und Bodenflächen ist in einer Retenti-

onszisterne zu sammeln. Das Rückhaltevolumen der Zisterne ist mit mindestens 2,5 m³ zu 

bemessen. Das Übereich ist dem Schmutzwasserkanal zuzuführen.  

Das Niederschlagswasser kann nach den gesetzlichen Bestimmungen genutzt werden. 
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12. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft (§ 9 Abs.1 Nr. 20 BauGB) 

Zum Schutz geschützter Tiere sind die nachfolgenden Vermeidungsmaßnahmen durchzu-

führen, die detailliert in der angefügten speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung beschrie-

ben sind. 

Folgende Vorkehrungen zur Vermeidung werden durchgeführt, um Gefährdungen von Tier-

arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und von Vogelarten zu vermeiden oder zu mindern. 

Vögel: 

V1 (Vermeidungsmaßnahme 1) 

Baufeldfreimachung einschließlich der Gehölzentnahme im Winterhalbjahr von November 

bis Ende Februar, da in diesem Zeitraum keine Quartiere zu erwarten sind. 

 

13. Grünflächen § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB 

Die im Plan dargestellten privaten Grünflächen sind als solche zu gestalten und zu pflegen. 

 

14. Pflanzgebote und Pflanzbindungen § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB 

Die Bepflanzungen sind spätestens in der ersten Pflanzperiode durchzuführen, die nach 

Fertigstellen der Bebauung folgt. Alle Neupflanzungen sind ordnungsgemäß zu pflegen und 

dauerhaft zu unterhalten. Pflanzausfälle sind in der gleichen Qualität zu ersetzen.  

Die entsprechend den nachfolgenden Festsetzungen zu verwendenden Pflanzen sind der 

Pflanzartenliste in Kapitel 6 zu entnehmen. 

 

Pflanzgebot 1 (PFG 1) 

Allgemeines Pflanzgebot für Hausgärten 

Die nicht überbauten oder nicht für die Anlage von Zugängen und Stellplatzflächen erforder-

lichen Bereiche innerhalb und außerhalb der Baugrenzen sind gärtnerisch anzulegen und zu 

unterhalten. Schottergärten sind nicht zulässig. 

Je 200 m² der nicht überbauten und nicht befestigten Grundstücksfläche ist mind. 1 stand-

ortgerechter, heimischer Laubbaum der Pflanzliste 1 oder zwei Sträucher der Pflanzliste 2 

oder ein regionaltypischer Obstbaum der Pflanzliste 3 zu pflanzen und dauerhaft zu unter-

halten. 

Pflanzgebot 2 (PFG 2) 

Begrünung Kontaktbereich zwischen Straße und Grundstücksfläche 

Die in der Planzeichnung als PFG 2 ausgewiesenen Flächen sind auf mindestens 50 % der 

Fläche zu begrünen und als Vegetationsfläche dauerhaft zu erhalten. 

 

Pflanzbindung 1 (PFB 1) 

Erhalt von Einzelbäumen 

Die in der Planzeichnung mit PFB 1 gekennzeichneten Einzelbäume sind dauerhaft zu erhal-
ten und zu pflegen. Pflanzausfälle sind in der gleichen Qualität zu ersetzen. 
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Aufgestellt: Ausgefertigt: 
Balingen, den 16.01.2023 Stadt Meßstetten, den  

 

i.V. Tristan Laubenstein Frank Schroft 
(Projektleitung) Bürgermeister 
 
 
 
 
 

4 Füllschema der Nutzungsschablone 

 
 

AbN ZV 

GRZ GFZ 

BW DF, DN 

 
AbN - Art der baulichen Nutzung 
GRZ - Grundflächenzahl 
GFZ - Geschossflächenzahl 
ZV  - Anzahl der Vollgeschosse 
DF - zulässige Dachform 
DN - zulässige Dachneigung 
BW - Bauweise 
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5 Hinweise 

1. Wasserschutz 

Es sind sämtliche Handlungen zu unterlassen, die das Grundwasser nachteilig verändern 

könnten. 

Sofern durch Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen wird, ist dies unverzüg-

lich der Unteren Wasserbehörde des Landratsamtes Zollernalbkreis anzuzeigen. 

Für Baumaßnahmen im Grundwasser und für eine vorübergehende Ableitung von Grund-

wasser ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. Aus Gründen des vorsorgenden 

Grundwasserschutzes kann dauerhaften Grundwasserableitungen nicht zugestimmt werden. 

Es ist darauf zu achten, dass weder durch Bauarbeiten noch durch den Umgang mit Stoffen 

eine Verunreinigung der Gewässer (Grundwasser und Oberflächengewässer) oder eine 

sonstige nachteilige Veränderung ihrer Eigenschaften oder des Wasserabflusses zu besor-

gen ist (§ 32 Abs. 2 und § 48 Abs. 2 WHG). Deshalb ist das Grundwasser sowohl während 

des Bauens als auch nach Fertigstellung des Vorhabens vor jeder Verunreinigung zu schüt-

zen (Sorgfalt beim Betrieb von Baumaschinen und im Umgang mit wassergefährdenden 

Stoffen, Anwendung grundwasserunschädlicher Isolier-, Anstrich-, und Dichtungsmaterialien, 

keine Teerprodukte usw.) Abfälle jeglicher Art dürfen nicht in die Baugrube gelangen. 

2. Bodenschutz 

Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden, der nicht zum Zwecke des Ausgleichs anderen Orts 

eingebracht wird, in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und Vergeudung zu 

schützen. Der durch das Bauvorhaben anfallende Oberboden ist auf dem Grundstück soweit 

möglich wieder zu verwenden. 

3. Denkmalpflege 

Sollten bei Erdarbeiten Funde und Befunde entdeckt werden, ist die Archäologische Denk-

malpflege des Landesamtes für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart unverzüg-

lich zu benachrichtigen. Fund und Fundstelle sind bis zur sachgerechten Begutachtung, 

mindestens bis zum Ablauf des 4. Werktags nach Anzeige, unverändert im Boden zu belas-

sen. Die Möglichkeit zur fachgerechten Dokumentation und Fundbergung ist einzuräumen. 

§ 20 DSchG BW ist zu berücksichtigen. 

4. Geotechnik 

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im Ver-

breitungsbereich von Gesteinen des Unteren Massenkalks. Mit lokalen Auffüllungen voran-

gegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet sind, ist zu rechnen. 

Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind 

nicht auszuschließen. 

Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirtschaft-

lich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall 

die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen. 
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Wegen der Gefahr der Ausspülung lehmerfüllter Spalten ist bei Anlage von Versickerungs-

einrichtungen auf ausreichenden Abstand zu Fundamenten zu achten. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten 

(z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des 

Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen verkars-

tungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) werden objektbezo-

gene Baugrunduntersuchungen durch ein privates und fachlich geeignetes Ingenieurbüro 

empfohlen. 

5. Ausstattung der Bäume mit Nistkästen 

Es wird empfohlen die verbleibenden Bäume und die im Wohngebiet entstandenen Gebäude 

mit Nistkästen für dort angetroffene Vögel und nachgewiesene Fledermäuse auszustatten.  

6. Vogelschlagrisiko 

Vogelverluste an Glasscheiben sind durch zielgerichtete Fassadengestaltung zu minimieren. 

Um das Vogelschlagrisiko an Glasscheiben des geplanten Gebäudes zu minimieren, sollten 

bei der Planung und baulichen Umsetzung des Gebäudes die Wirkungsfaktoren gemäß dem 

Leitfaden der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten 2021 (LAG VSW (2021)), 

Vermeidung von Vogelverlusten an Glasscheiben - Bewertung des Vogelschlagsrisikos an 

Glas. Beschluss 21/01, berücksichtigt werden. In diesem Zusammenhang wird ebenso auf 

die Empfehlungen der Vogelwarte Sempach, Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht, 

verwiesen. Die Vogelschlaggefahr steigt mit dem Anteil von Glas und der Größe der Gla-

selemente an einer Fassade oder einem Bauwerk. Bei Umsetzung geeigneter Maßnahmen 

gemäß LAG VSW (2021) kann ein signifikant erhöhtes Vogelschlagrisiko eines Bauwerkes 

oder Fassadenabschnittes vermieden oder vermindert werden.  
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6 Pflanzlisten 

 

Pflanzliste 1: Gehölze  

Laubbäume 

Acer campestre Feldahorn 

Acer pseudoplatanus Bergahorn 

Acer platanoides Spitzahorn 

Carpinus betulus Hainbuche 

Populus tremula Zitter-Pappel 

Prunus avium Vogel-Kirsche 

Quercus robur Stiel-Eiche 

Quercus petraea Trauben-Eiche 

Sorbus aria Mehlbeere 

Sorbus aucuparia Eberesche 

Tilia platyphyllos Sommer-Linde 

Tilia cordata Winter-Linde 

Ulmus glabra Berg-Ulme 

 

Pflanzliste 2: Gehölze mittlerer Standorte 

Sträucher 

Cornus sanguinea Roter Hartriegel   

Corylus avellana Haselnuss   

Crataegus laevigata Zweigriffliger Weißdorn   

Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn 

Euonymus europaeus Pfaffenhütchen   

Ligustrum vulgare Gemeiner Liguster   

Lonicera xylosteum Gemeine Heckenkirsche   

Prunus avium Vogelkirsche 

Prunus spinosa Schlehe 

Rhamnus cathartica Kreuzdorn 

Rosa canina Hunds-Rose 

Salix caprea Salweide 

Sambucus nigra Schwarzer Holunder 

Sambucus racemosa Traubenholunder 

Sorbus aucuparia Eberesche 

Viburnum lantana Wolliger Schneeball 

Vibumum opulus Gewöhnlicher Schneeball 
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Pflanzliste 3: Obstbäume 

Obstbäume 

Artnahme Pflanzqualität 

Apfelbäume 

in den Sorten 

Brettacher 

Jakob Fischer 

Rheinischer Bohnapfel 

Krügers Dickstiel 

Schöner aus Nordhausen 

Sonnenwirtsapfel 

Winterrambour 

Hochstamm 

Birnbäume 

in den Sorten 

Fäßlesbirne 

Nägeles Birne 

Schweizer Wasserbirne 

Hochstamm 

Steinobst 

in den Sorten 

Wangenheims 

Frühzwetschge 

Dt. Hauszwetschge 

Unterländer 

Dolleseppler 

Hochstamm 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



FRITZ & GROSSMANN ⚫  UMWELTPLANUNG GMBH 
Wilhelm-Kraut-Straße 60 72336 Balingen 
Telefon 07433/930363 Telefax 07433/930364 
E-Mail info@grossmann-umweltplanung.de 

 
                                   Zollernalbkreis 
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Die 9. Änderung des Bebauungsplanes umfasst nur einen ca. 0,2 ha großen Teilbereich des 
rechtskräftigen am 12. Januar 1970 vom Landratsamt genehmigten Bebauungsplanes „Am 
Berg, Lautlinger Weg, Hinter dem Berg“. Da die Bebauungsplanänderung ausschließlich für 
das Grundstück Flst Nr. 4873 gilt und eine Änderung der Nutzungsart vorsieht, werden für 
diesen Teilbereich eigenständige örtliche Bauvorschriften festgeschrieben, die bei der Pla-
nung zwingend zu berücksichtigen sind. 

 

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen § 74 LBO 

1.1 Dachform und Dachgestaltung 

Im Plangebiet sind Satteldächer, Walmdächer und Krüppelwalmdächer mit einer Dachnei-

gung von 22° bis 32° zugelassen.  

Für das Pultdach ist eine Dachneigung von 8° bis 22° zulässig.  

Für Garagen, Carports und Nebenanlagen sind alle Dachformen mit einer Dachneigung von 

0° bis 32° zulässig. 

1.2 Dacheindeckung 

Zur Eindeckung des Hauptdaches ist die Verwendung von unbeschichtetem Kupfer, Zink 

(auch Titanzink) oder Blei nicht zugelassen.  

Die Verwendung dieser Materialien ist in untergeordnetem Umfang zulässig (z.B. Dachrin-

nen, Regenfallrohre, Verwahrungen, Kehlbleche, Anlagen für die Gewinnung solarer Ener-

gien). 

Dacheindeckungen für Garagen und Nebenanlagen sind nur in nicht glänzenden Materialien 

zulässig. Unbeschichtete metallische Dacheindeckungen sind nicht zulässig. Ausgenommen 

hiervon sind Anlagen zur solaren Energiegewinnung. 

Dachflächen mit einer Neigung bis zu 4° sind zu begrünen. 

1.3 Fassadengestaltung 

Kunststoffverkleidungen der Gebäudefassaden sowie grelle, fluoreszierende und spiegelnde 

Oberflächen sind nicht zulässig. 

 

2.  Werbeanlagen § 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO  

Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung bis zu einer Größe von maximal 0,5 m² 

pro Grundstück zulässig.  

Werbeanlagen sind auf den Dächern der Gebäude nicht zulässig. Werbeanlagen mit wech-

selndem, blinkendem, bewegtem oder laufendem Licht sowie Booster oder Fahnenwerbung 

sind auszuschließen. 

 

3. Gestaltung der unbebauten Flächen § 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO 

3.1 Einfriedungen 

Einfriedungen wie Zäune oder Hecken entlang der Straße sind bis zu einer max. Höhe von 

1,50 m und einem Mindestabstand von 0,50 m zum öffentlichen Verkehrsraum zulässig. 

Zum Boden ist mit Zäunen ein Abstand von mindestens 0,20 m einzuhalten.  
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Einfriedungen wie Zäune oder Hecken, die nicht an den öffentlichen Straßenraum grenzen, 

dürfen bis zu einer maximalen Höhe von 1,80 m errichtet werden.  

Geschlossene bauliche Einfriedungen wie Betonmauern und Schotterwände sowie die Ver-

wendung von Stacheldraht oder Kunststoff sind grundsätzlich nicht zulässig. 

3.2 Gartengestaltung 

Das Errichten von Stein- und Koniferengärten oder Schottergärten, insbesondere in Kombi-

nation mit nicht durchwurzelbaren Folien, sowie die Gestaltung von vegetationsfreien Flä-

chen mit Steinschüttungen (Zierkies, Schotter, Wacken) ist unzulässig. 

3.3 Oberflächenbefestigung und KFZ Stellflächen 

Befestigte Flächen wie Stellplätze, Zufahrten und Wege auf der Grundstücksfläche sind 

ausschließlich aus wasserdurchlässigen Belägen oder wasserrückhaltenden Materialien wie 

Rasenpflaster, Rasengittersteinen, Pflaster mit Breitfugen oder wassergebundenen Decken 

zulässig. 

Generell sind Bodenversiegelungen auf das unabdingbare Maß zu reduzieren. 

3.4  Beleuchtung 

Die Außenbeleuchtung ist energiesparend sowie insekten- und fledermausverträglich zu 

gestalten. Deshalb sind Leuchtmittel mit warmweißem Licht (max. 3000 Kelvin) mit möglichst 

geringem Blauanteil (Spektralbereich 570 bis 630 Nanometer) oder UV-reduzierte LED-

Leuchtkörper bzw. Natriumdampf- (Nieder-) Hochdruckdampflampen zu verwenden. 

Zudem sind UV-absorbierende Leuchtenabdeckungen zu verwenden. Das Leuchtengehäuse 

sollte eine staubdichte Konstruktion haben. Die Oberflächentemperatur des Leuchtengehäu-

ses darf max. 40° C betragen. 

Die Leuchten sind so einzustellen, dass eine Lichtwirkung nur auf die zu beleuchtende Flä-

che erfolgt (streulichtarm). Die Anstrahlung der zu beleuchtenden Flächen ist grundsätzlich 

von oben nach unten auszurichten.  

Quecksilberdampf-Hochdrucklampen sowie eine ultraviolette (UV-) und Infrarote (IR-) Strah-

lung sind auszuschließen. 

 

4  Stellplatzverpflichtung 

Je Wohneinheit sind 1,5 Stellplätze herzustellen. Bei der Ermittlung der Zahl der Stellplätze 

werden Garagen mitgerechnet. 
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1. Rahmenbedingungen und planerisches Konzept 
 

1.1 Ziel und Zweck der Bebauungsplanänderung  
 

Die Stadt Meßstetten beabsichtigt im Rahmen der 9. Änderung des Bebauungsplanes „Am 

Berg – Lautlinger Weg – Hinter dem Berg“ ein derzeit als öffentliche Grünfläche bestehen-

des Grundstück für die Wohnbebauung zur Verfügung zu stellen. Hierzu ist die Ausweisung 

eines Reinen Wohngebietes und somit die Schaffung eines entsprechenden Planungsrechts 

erforderlich. Aufgrund der innerörtlichen Nachverdichtung soll die Bebauungsplanänderung 

im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB erfolgen.   

Der rechtskräftige Bebauungsplan von 1970 wurde zu seiner Zeit als Allgemeines Wohnge-

biet entwickelt. Inmitten des Wohngebietes wurde ein ca. 1.600 m² großes Grundstück als 

öffentliche Grünfläche ausgewiesen, um einen Naherholungs- und Begegnungsort für die 

Gebietsbewohner zu schaffen. Um der hohen Nachfrage nach neuem Wohnraum gerecht zu 

werden, ist es erforderlich von der Planungshoheit gemäß Art. 28 Abs. Grundgesetz (GG) 

Gebrauch zu machen und diese parkartig angelegte Grünfläche zugunsten von Wohnnut-

zung zu überplanen. Die bestehenden Grünstrukturen sollen dabei über eine Pflanzbindung 

teilweise erhalten bleiben.  

Die 9. Änderung des Bebauungsplanes sieht auf dem Grundstück Flst. Nr. 4873 die Auswei-

sung einer Wohnbaufläche vor mit dem Ziel dort mindestens 3 Bauplätze für Einzelhäuser 

oder Doppelhaushälften zu schaffen. Sowohl einer dichteren als auch aufgelockerten Be-

bauung soll der Bebauungsplan in diesem Bereich offen gegenüberstehen und diverse 

Wohnformen zulassen. Eine mögliche und unverbindliche Anordnung der Bauplätze ist der 

Planzeichnung zu entnehmen. Die Größe der einzelnen Baugrundstücke darf 350 m² nicht 

unterschreiten und 600 m² nicht überschreiten. 

Nutzungen wie Läden, nicht störende Handwerksbetriebe, Betriebe des Beherbergungsge-

werbes oder sonstige Anlagen für soziale Zwecke sowie den Bedürfnissen der Bewohner 

des Gebiets dienende Anlagen für kirchliche, kulturelle, gesundheitliche und sportliche Zwe-

cke können im geplanten Wohngebiet ausnahmsweise zugelassen werden.  

Die Erschließung des Baugrundstücks ist über den nördlich gelegenen und halbkreisförmig 

verlaufenden „Höhenweg“ gesichert. Die relativ ebene Fläche kann zu einem attraktiven 

Wohnstandort entwickelt werden, welches sich in einer ruhigen Wohnlage und dennoch 

zentrumsnah befindet.  

 
 

1.2 Ausgangssituation 
 

Das Flurstück 4873 umfasst vollständig ein städtisches Grundstück, welches als öffentliche 

Grünfläche angelegt ist.  

Die Parkanlage wirkt gepflegt und einladend. Sie verfügt über Wege und Sitzbänke. Der 

aufgelockerte Baumbestand reicht von hohen Laub- und Nadelgehölzen bis hin zu wenigen 

Sträuchern.  

Die angrenzende Wohnbebauung besteht überwiegend aus zweigeschossigen Einfamilien-

häusern mit gehölzreichen Gärten. Der Übergang von der Parkanlage zu privaten Grundstü-

cken wirkt durch die niedrigen Zäune sowie Hecken offen.  
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Der asphaltierte und als Wohnstraße ausgebaute „Höhenweg“ führt entlang der Parkanlage 

einen Gehweg. 

   
 

   
 

     
 
Abbildung 1: Bestandsaufnahmen Flurstück 4873, Meßstetten 
 
 

 

2. Räumlicher Geltungsbereich und Lage des Plangebiets 
 

Die 9. Änderung des Bebauungsplanes ist auf dem Flurstück 4873 geplant, welches sich im 

östlichen Ortsteil von Meßstetten auf einer Höhe von 955 – 957 m ü. N.N. befindet.  

Dieses Flurstück besitzt eine Größe von ca. 0,2 ha und wird als eine öffentliche Parkanlage 

genutzt.   
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In unmittelbarer Entfernung vom Flurstück 4873 bzw. dem Plangebiet befindet sich ein 

Gymnasium. Die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Speisewirtschaften sowie 

kleine Betriebe sind eher weiter westlich entlang der Haupterschließungsachsen der Stadt 

Meßstetten angesiedelt und können ebenfalls auf kurzen Wegen erreicht werden.  

In der nachfolgenden Abbildung ist die Lage des Plangebietes dargestellt. 
 

 

Abbildung 2: Übersichtslageplan, unmaßstäblich (Plangebiet = rot) 

 

Der Geltungsbereich der Bebauungsplanerweiterung besitzt eine Größe von etwa 0,2 ha und 

umfasst vollständig das Flurstück 4873 sowie teilweise die Flurstücke Nr. 4885 und 4872/5.  

Die Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereiches kann dem Lageplan der nachfolgenden 

Abbildung entnommen werden. 

 

 
 
Abbildung 3: Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplans, unmaßstäblich 
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3. Erschließung 
 

3.1 Verkehrliche Erschließung 
 

Der nordwestliche bis nordöstliche Bereich des Baugrundstücks Flst. Nr. 4873 grenzt direkt 

an den „Höhenweg“ an, sodass das Baugrundstück von dort aus direkt erschlossen werden 

kann. Aufgrund der Lage an einer Halbkreuzung kann das Baugrundstück von verschiede-

nen Richtungen aus entdeckt werden.  

Bei dem „Höhenweg“ handelt es sich um einen innerhalb einer ruhigen Wohnlage gelegenen 

Erschließungsweg.  

 
 

3.2 Energieversorgung 
 

Die Stromversorgung erfolgt über die Energieversorgung Netze BW GmbH. Nutzbare An-

schlüsse sind vorhanden, diese sind ggf. zu erweitern oder zu ertüchtigen.  

 
 

3.3 Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 
 

Die Wasserversorgung kann durch den Anschluss an die bestehenden Leitungsnetze si-

chergestellt werden. 

Die Abwasserentsorgung erfolgt über ein Trennsystem. Das verschmutzte Abwasser kann 

durch den Anschluss an die bestehenden Leitungsnetze abgeführt werden. Das unver-

schmutzte Niederschlagswasser von Dach- und Bodenflächen wird in einer Retentions-

zisterne gesammelt und darf nach den gesetzlichen Bestimmungen genutzt werden. Das 

Übereich ist dem Schmutzwasserkanal zuzuführen, da kein Regenwasserkanal im weiteren 

Umfeld vorhanden ist. 

 

 

4. Übergeordnete Planungen 
 

4.1 Regionalplan Neckar-Alb 2013 
 

Das Plangebiet befindet sich im Regionalplan Neckar-Alb 2013 innerhalb der Siedlungsflä-

che Wohnen und Mischgebiet. Bei der geplanten Wohnbebauung handelt es sich um ein 

Vorhaben, welches sich in die bestehende Umgebung einfügt. 

Das Vorhaben steht somit keinen Zielen der Raumordnung entgegen. 
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Abbildung 4: Ausschnitt des Regionalplans Neckar Alb 2013, unmaßstäblich  
 
 

4.2 Flächennutzungsplan Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft Meßstetten 
 

Der seit dem Jahr 2010 wirksame Flächennutzungsplan der vereinbarten Verwaltungsge-

meinschaft Meßstetten-Nusplingen-Obernheim weist den Bereich des Plangebietes als 

Grünfläche aus. 

Bebauungspläne sind aus dem verbindlichen Flächennutzungsplan zu entwickeln. Der Flä-

chennutzungsplan kann in einem solchen Einzelfall gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB mit 

einem Berichtigungsbeschluss der vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Meßstetten-

Nusplingen-Obernheim geändert werden. Diese redaktionelle Änderung wird dem Landrats-

amt Zollernalbkreis angezeigt.  

 

 
 
Abbildung 5: Ausschnitt des FNP, unmaßstäblich  
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5. Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen 
 

Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die rechtssichere 9. Änderung des Bebau-

ungsplans bzw. für die Realisierung des Bauvorhabens in Meßstetten zu schaffen, ist die Art 

der baulichen Nutzung als Reines Wohngebiet gemäß § 3 BauNVO festgesetzt. Die Be-

gründung zur Art der baulichen Nutzung ergibt sich aus der Beschreibung des Baugebiets. 

Damit wird vorausgesetzt, dass die baulichen Anlagen dem Zwecke des Wohnens dienen.  

Nutzungen nach § 3 Abs. 3 Nr. 1, 2 BauNVO wie Läden und nicht störende Handwerksbe-

triebe, die zur Deckung des täglichen Bedarfs für die Bewohner des Gebiets dienen, sowie 

kleine Betriebe des Beherbergungsgewerbes und sonstige Anlagen für soziale Zwecke so-

wie den Bedürfnissen der Bewohner des Gebiets dienende Anlagen für kirchliche, kulturelle, 

gesundheitliche und sportliche Zwecke, können im Reinen Wohngebiet ausnahmsweise zu-

gelassen werden, um kurze Wege zu diesen im Wohngebiet seitens der Anwohner möglich-

erweise gewünschten Nutzungen zu schaffen.   

Die planungsrechtlichen Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung wie Grundflächen-

zahl (GRZ) und Geschossflächenzahl (GFZ) ergeben sich aus den Anforderungen der 

BauNVO. Die Anzahl der Vollgeschosse und Höhe der baulichen Anlagen begründen sich 

durch die Anforderungen an eine Wohnbebauung sowie durch die Anforderung ein einheitli-

ches Ortsbild zu schaffen. Aus diesem Grund soll die Festsetzung der GRZ mit 0,4 den 

Festsetzungen des Allgemeinen Wohngebietes entsprechen. Aus ortsbildprägenden Grün-

den wurde die Zahl der Vollgeschosse mit II Vollgeschossen festgesetzt und die maximal 

zulässige Gebäudehöhe auf 8,50 m beschränkt.  

Mit der Festsetzung der Baugrenze sollen ausreichende Abstände zu den Straßen sowie 

angrenzenden Grundstücken gewährleistet werden. Zudem sollen den Bauherren größere 

Freiheiten bei der Überplanung der Fläche fürs Wohnen zugesprochen werden. Aus diesem 

Grund werden ein großes Baufenster und keine konkreten Standorte für die Errichtung der 

baulichen Anlagen festgesetzt. Mit einem geringfügigen Überschreiten der Baugrenzen 

durch untergeordnete Gebäudeteile, wie Vorbauten, Dachvorsprünge, Eingangsüberdach-

ungen oder Balkone werden keine negativen Auswirkungen für den Boden verbunden. Um 

ein ortsbildverträgliches Erscheinungsbild der geplanten baulichen Anlagen gewährleisten zu 

können, dürfen die untergeordneten Gebäudeteile die Baugrenze nur bis zu 1,00 m überra-

gen. 

Durch die Festlegung der Größe der Baugrundstücke wird sichergestellt, dass im Wohnge-

biet drei oder vier Wohnbauplätze entstehen. 

Die Festsetzungen bezüglich der Garagen, Stellplätze und einer Tiefgarage orientieren sich 

an den Festsetzungen eines Wohngebietes, welches überwiegend für die Errichtung einer 

Wohnbebauung geplant ist. Der einzuhaltende Stauraum vor den Garagen und überdachten 

Stellplätzen soll gewährleisten, dass durch das Ein- und Ausparken der fließende Verkehr 

nicht behindert wird.  

Nebenanlagen sind zur Unterbringung von Gartengeräten etc. notwendig. Durch die Begren-

zung der Größe soll die Versiegelung begrenzt werden.  

Aus Verkehrssicherheitsgründen sollen die von der Bebauung frei zu haltenden Flächen, 

ausreichende Sichtverhältnisse im Verkehrsraum gewährleisten. 

Die Verkehrsfläche wird als Bestand in die Planzeichnung aufgenommen, um die Erschlie-

ßung des Baugrundstücks zu sichern. Der bestehende Gehweg wird in der Planzeichnung 
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nicht dargestellt, um Freiheiten beim Ausbau sowie bei der Gestaltung des öffentlichen 

Raumes zuzulassen. 

Zur Verminderung einer technischen Überprägung des Gebietes und damit zum Land-

schaftsschutz ist es vorgeschrieben, Leitungen unterirdisch zu verlegen. Die Duldungspflicht 

von Kabelverteilerschränken ergibt sich aus der Notwendigkeit elektrische Energieversor-

gung gewährleisten zu können. 

Das anfallende unverschmutzte Niederschlagswasser wird getrennt vom Schmutzwasser 

abgeführt. Mit dieser Festsetzung wird den gesetzlichen Anforderungen entsprochen und ein 

weiterer Beitrag zur Vermeidung von Eingriffen in den natürlichen Wasserkreislauf sowie zur 

Entlastung der Kläranlagen geleistet. 

Die regelmäßige Pflege der Grünflächen ist zur Erhaltung des Ortsbildes notwendig. 

Die Pflanzgebote und die Pflanzbindung dienen zum einen der wirkungsvollen Eingrünung 

des Wohngebietes und zum anderen übernehmen sie eine wichtige Funktion im Naturhaus-

halt, die gestärkt werden soll. Sie wirken sich positiv auf das Mikroklima aus und bieten Le-

bensraum für verschiedene Tierarten. 

Mit der Festsetzung von PFG 2 sollen ausreichende Abstände von Gebäuden zur Straße 

und zu den benachbarten Grundstücken gewährleistet werden. 

 
 

6. Begründung der örtlichen Bauvorschriften 
 

Die örtlichen Bauvorschriften werden innerhalb einer eigenständigen Satzung vom Gemein-

derat der Stadt Meßstetten auf der Grundlage von § 74 LBO BW beschlossen.  

Als Dachformen werden Satteldach, Walmdach und Krüppelwalmdach mit einer Dachnei-

gung von 22° bis 32° zugelassen, um ein einheitliches Ortsbild zu schaffen. Der rechtskräfti-

ge Bebauungsplan sieht für das Wohngebiet nur ein Satteldach mit einer Dachneigung von 

22° bis 32° vor. Mit der Zulässigkeit von Walmdach und Krüppelwalmdach im Rahmen der 9. 

Änderung des Bebauungsplanes werden den Bauherren Wahlmöglichkeiten hinsichtlich der 

Gebäudearchitektur zugesprochen, ohne von der Formgestaltung der benachbarten Bebau-

ung stark abzuweichen. Darüber hinaus wird aus städtebaulichen Gründen auch ein Pult-

dach mit einer Dachneigung von 8° bis 22° zugelassen, um zeitgemäße architektonische 

Bauwerke zu ermöglichen.  

Garagen, Carports und Nebenanlagen haben aufgrund ihrer geringen Größe keinen ent-

scheidenden Einfluss auf das Ortsbild. Aus diesem Grund werden für sie auch andere Dach-

formen als für die Wohngebäude zugelassen.  

Als wassergefährdende Baustoffe werden Blei, Kupfer und Zink zur Dacheindeckung ausge-

schlossen. Für eine möglichst städtebaulich verträgliche Gestaltung der Baukörper sind 

glänzende Materialien sowie eine unbeschichtete metallische Dacheindeckung untersagt. 

Die Verpflichtung, eine Dachbegrünung von Dachflächen mit einer Neigung bis zu 4° auszu-

führen, wurde festgeschrieben, um den ökologischen Aspekten eines attraktiven Ortsbildes 

sowie eines hochwertigen Naturhaushalts gerecht zu werden. 

Für eine möglichst städtebaulichverträgliche Gestaltung der Baukörper werden Kunst-

stoffverkleidungen bei Gebäudefassaden sowie grelle, fluoreszierende und spiegelnde Ober-

flächen untersagt. 
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Werbeanlagen werden nur an der Stätte der Leistung zugelassen, um den gewünschten 

harmonischen Gebietscharakter zu bewahren. Aus städtebaulichen Gründen wird die maxi-

mal zulässige Größe von Werbeanlagen auf 0,5 m² pro Grundstück beschränkt. Um stören-

de Immissionen zu vermeiden, werden Werbeanlagen mit wechselndem, blinkendem, be-

wegtem oder laufendem Licht sowie Booster oder Fahnenwerbung untersagt.  

Die Bauvorschriften bezüglich der Einfriedungen sollen einen offen wirkenden Straßenraum 

und Erholungsbereich (Garten) gewährleisten. Deshalb sind Einfriedungen entlang der Stra-

ße auf höchstens 1,50 m Höhe begrenzt. Um den Tieren Durchquerungsmöglichkeiten zu 

gewährleisten, ist mit Zäunen zum Boden hin ein Abstand von mindestens 0,20 m einzuhal-

ten. 

Um großflächige Verschattung von benachbarten Grundstücken zu vermeiden, dürfen Ein-

friedungen, die nicht an den öffentlichen Straßenraum grenzen, bis zu einer maximalen Hö-

he von 1,80 m errichtet werden. Die gemäß dem aktuellen Gesetz über das Nachbarrecht 

(Nachbarrechtsgesetz - NRG) in Baden-Württemberg für Einfriedungen in Bezug auf be-

nachbarte Grundstücke vorgesehen Abstandsregelungen sind zu berücksichtigen.  

Aus ökologischen Gründen sollen Einfriedungen, wie Zäune oder Hecken, die nicht an den 

öffentlichen Straßenraum grenzen, ab einer Höhe von 1,00 m zwingend begrünt werden.  

Aus ortsbildprägenden Gründen sowie der günstigen topographischen Lage werden Mauern 

untersagt.  

Stacheldraht stellt keinen sicheren Einbruchsschutz, aber eine potentielle Gefahr für Lebe-

wesen dar und ist deshalb nicht zulässig. Um die städtebauliche Qualität des Straßen- und 

Ortsbildes zu erhalten, sind Einfriedungen aus Kunststoff unzulässig. 

Aus ökologischen Gründen sind die nicht überbauten Grundstücksflächen gärtnerisch als 

Grünfläche anzulegen. 

Um die Auswirkungen der Versiegelung auf die Grundwasserneubildungsrate möglichst ge-

ring zu halten, sind befestigte Flächen wie Stellplätze, Zufahrten und Wege ausschließlich 

aus wasserdurchlässigen Belägen oder wasserrückhaltenden Materialien wie Rasenpflaster, 

Rasengittersteinen, Pflaster mit Breitfugen oder wassergebundenen Decken herzustellen. 

Zum Schutz nachtaktiver Insekten sind insektenfreundliche Außenbeleuchtungen festge-

setzt. 

Zur Gewährleistung eines leichtgängigen Verkehrs auf der Erschließungsstraße sowie zur 

ausreichenden Deckung des möglichen Stellplatzbedarfs im Wohngebiet wird die Anzahl der 

anzulegenden Stellplätze auf 1,5 Stellplätze pro Wohneinheit festgelegt. 

 
 

7. Bebauungsplanverfahren 
 

Ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung von Flächen, die Nachverdichtung oder 

andere Maßnahmen der Innenentwicklung kann im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a 

BauGB aufgestellt werden, wenn in ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 

2 der Baunutzungsverordnung von weniger als 20.000 m² festgesetzt wird. Die Grundflächen 

mehrerer Bebauungspläne, die in einem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zu-

sammenhang aufgestellt werden, sind hierbei mitzurechnen. 
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Der Geltungsbereich der 9. Änderung des Bebauungsplanes „Am Berg – Lautlinger Weg – 

Hinter dem Berg“ umfasst das Flurstück 4873 sowie einen Teil der angrenzenden Verkehrs-

fläche auf den Flurstücken 4885 und 4872/5. Hierbei handelt es sich um ein unbebautes 

Einzelgrundstück im Innenbereich. Mit der geplanten 9. Änderung wird eine Erhöhung des 

Wohnraumes im Innenbereich erreicht, sodass der Bebauungsplan als Bebauungsplan der 

Innenentwicklung im Sinne des § 13a BauGB angesehen werden kann. 

Da der vorliegende Bebauungsplan einen Geltungsbereich von 2.268 m² aufweist, wird die 

Grenze der zulässigen Grundfläche von 20.000 m² deutlich unterschritten. 

Weitere Bebauungspläne oder Änderungen im engeren Zusammenhang sind nicht vorgese-

hen. 

Zudem begründet der Bebauungsplan kein Vorhaben, das der Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG unterliegt. Anhaltspunkte für eine Beein-

trächtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter (Natura 2000-

Gebiete) bestehen ebenfalls nicht. 

Da hiermit alle Voraussetzungen für die Anwendung eines beschleunigten Verfahrens ge-

mäß § 13a BauGB gegeben sind, wird auf das frühzeitige Beteiligungsverfahren verzichtet 

und den betroffenen Bürgern und Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange im 

Rahmen der Offenlage gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB Gelegenheit zur Stellung-

nahme gegeben. 

Ferner wird im beschleunigten Verfahren auf die Umweltprüfung, den Umweltbericht, auf die 

Angaben, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie auf die zu-

sammenfassende Erklärung verzichtet. 

 
 

8. Natur und Landschaft: Erfassung der Wirkung der städtebau-

lichen Planung 
 

Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) und der Umweltbeitrag sind Bestandteile 

der Bebauungsplanänderung und sind dem Bebauungsplan als Anhang beigefügt. 

 
 

9. Flächenbilanz 
 
 
 Fläche in m² 

Größe des Geltungsbereiches 2.268 

 

darin enthalten: 

Wohngebietsfläche ca. 1.405 

Verkehrsfläche ca. 668 

Grünflächen ca. 195 
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